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4. wer die Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten geschäftsmä-
ßig ausübt;

5. wer die rechtsprechende Gewalt ($ 1 des Deutschen Richterge-
setzes in der Fassuno der Bekanntmachung vom 19. April 1972
(BGBI. I S.713), zuletit geändert durch Gesetzvom 8. Juni 2017
(BGBI. I S. 1570)) als Berufsrichterin oder Berufsrichter oder das
Amt der Staatsanwaltschaft ($ 142 des Geriöhtsverlassungsgeset-
zes) ausübt oder im Schiedsamtsbezirk im Polizeivollzugsdienst
tätig ist.

Gemäß S 3 Abs. 3 des Hessischen Schiedsamtsgesetz soll nicht
berufen werden, wer
1. bei Beginn der Amtsperiode das dreißigste Lebensjahr noch nicht

oder das fünfundsiebzigste Lebensiahr vollendet haben wird;
2. nicht in dem Bezirk des Schiedsamts, bei Gemeinden mit mehre-

ren Schiedsämtern nicht in der Gembinde wohnt;
3. durch sonstige, nicht unter Abs' 2 Nr. 2 fallende gerichtliche An'

ordnunqen in der Verlügung über sein Vermögen beschränkt ist'
lnteressiertä Bürger/innen werden gebeten, pich bis zum 02.09.2022
beim Fachdienst Sicherheit und Ordnung der Gemeinde Aßlar, Mühl'
grabenstraße'1, 35614 Aßlar schriftlich unter Beifügung eines kurzen
tebenslaufes zu bewerben. Für nähere Auskünfte und lnformationen
steht lhnen Frau Lungo unter Tel.-Nr. 06441-803-316 oder per E-Mail:
gewerbeamt@asslar'de zur Vgrfügung' 

Der Magistrat der stadt Aßtar
lm Auftrag

Lungo

Planfeststellungsverfah ren für den
Ersatzneubau der Talbrücke Kreuzbach im
Zuge der Bundesautobahn A 45 zwischen

dLr Landesgrenze Hessen/Nordrhein-
Westfalen und dem,,Gambacher Kreuz"
von Betr.-km 156,336 bis '158,749 in der

Gemarkung Werdorf der Stadt Aßlar
hier: Durchführung einer erneuten

öffentlichkeitsbeteiligung im 1.
Planänderungsverfahren nach $ 17a FStrG i.V.m.

$ 73 Abs.3,I HVwVfG, S 22 UVPG, SS 5
und 3 Abs. 1,2 PlanSiG

Die Autobahn GmbH des Bundes hat beim Hessischen Ministerium für
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen als Planfeststellungsbehör-
de die Durchführung des Anhörungsverfahrens nach $ 17a FStrG in
Verbindung mit $ 73 HVwVfG für die 1. Anderung des Plans für den
Ersatzneubau der Talbrücke Kreuzbach im Zuge der A 45 beantragt.
Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchflihrung einer
Umweltverträglichkeitsprüf ung.
Am 1. August 2019 wurde vom damaligen Vorhabenträiger - Hessen Mobil
- Straßen- und Verkehrsmanagement Dillenburg - erstmalig die Durch-
führung des Planleststellungsverfahrens beantragt. lm September 2020
hat das Regierungspräsidium Gießen seine abschließende Stellung-
nahme zum Anhörungsvertahren an die Planfeststellungsbehörde, dem
Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Energie; Verkehr und Wohnen,
zur Entscheidung weitergeleitet. r

lm Zuge der Sachverhaltsaulklärung duröh die Planfeststellungsbehörde
hat der Vorhabenträger einige Unterlagen überarbeitet, ergänzt bzw. neu
erarbeitet, die als 1. Planänderung in das Verfahren eingelührt werden.
Die'Planänderung umfasst ergänzte landschaltspllegerische sowie
wassertechnische Unterlagen, insbesondere die Erstellung eines Fach-
beitrags nach Wasserrahmenrichtlinie. Daraufhin wurde die bisherige
Entwässerungsplanung überarbeitet. Aufgrund der genannten Aktualisie-
rungen ist auch der (technische) Erläuterungsbericht angepasst worden.
Die Anderungen der Entwässerungsplanung sowie die Ergänzung des
Fachbeitrages nach WRRL führten darüber hinaus zu einerAktualisie-
rung der landschaltspflegerischen Unterlagen. Auch die FFH-Verträg-
lichkejtsprüfung wurde in Teilbereichen überprüft und aktualisiert.
Der geänderte Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) ist in der Zeit vom

22. August 2022bß einschließlich 21. September 2022
im Verwaltungsportal des Landes
(https://verwaltungsportal.hessen.de/themen/inlormation/straßenbau-
bekanntmachungen-planleststellung)
und dem UVP-Portal der Länder
(https://www. uvp-verbund.de I porlal/ )
veröffentlicht und liegt in dieser Zeit zudem

im Rathaus der Stadt Aßlar,
Mühlgrabenstraße 1, Verwaltungsgebäude 2

Montag 8.00 - 12.00h und 13.30 - 16.00h
Dienstag 7.00 - 12.00h und 13.30 - 16.00h
Mittwoch 8.00 - 12.00h
Donnerstag 8.OO - 12.OOh und 13.30 - 18.OOh

Freitag 8.00 - '12.00h

zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

Die Planunterlagen können dabei nach vorheriger telefonischer Termin-
vereinbarung bei Frau Bellof, Tel.: 06441 803-420 oder bei Henn Krämer,
Tel.: 06441 803-400 in den vorgenannten Zeiträumen unter Beachtung
der jeweils gültigen Abstands- und Hygienevorschriften eingesehen
werden.

1. Jede Person, deren Belange durch das Vorhaben in seiner durch die
Anderung der Planunterlagen veränderten Gestah berührt werden,
kann bis zu einem Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, also
bis spätestens 21. Oktober 2022 (ma9geblich ist der Eingang der
Einwendung, nicht das Datum des Poststempels), entweder beim
Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Energle, Verkehr und
Wohnen, Ref. Vl 6 Planteststellung Bundesautobahn, Kaiser-
Friedrich-Ring 75, 65185 Wiesbaden, oder bei der auslegen-
den Stadtverwaltung Aßlar gegen den Plan in der Fassung der
1. Planänderung schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen

31l"iil,"*r.s muss den settend semachten Betans und das Maß
seiner Beeinträchtigung sowie den Namen und die Anschrift der
Einwenderin bzw des Einwenders erkennen lassen. Soweit die Be-
einträchtigung von Grundeigentum geltend gemacht wird, sollte die
Gemarkung und die Flur- und'Flurstücksnummer des betroffenen
Grundstücks angegeben werden.' Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschrif-
tenlisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender
Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder
mit einer Unterschrift versehenen Seite eine Unterzeichnerin oder
ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreterin
bzw. Vertreter der übrigen Unteizeichnerinnen oder Unterzeichner
zu bezeichnen. Vertreterin oder Vertreter kann nur eine natürliche
Person sein. Gleichlörmige Eingaben, die diesen Erfordernissen
nichi entsprechen, können im Verfahren unberücksichtigt bleiben.
Dies gilt auch, soweit die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner
ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben
haben (S 17 HVwVIG).
Nach Ablauf der zuvor genannten Einwendungsfrist sind alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, soweit diese nicht auf besonderen, privatrechtlichen Titeln beruhen (S 17a FStrG i. V. m. S 73 Abs. 4 Satz
3 HVwVfG). Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen
sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen ($ 17a FStrG

. i.V.m: S 73 Abs. 4 Satz 5 HVwVfG). Der Einwendungsausschluss
beschränkt sich bei Einwendungen und Stellungnahmen, die sich
auf die Schutzgüter nach $ 2 Abs. 1 UVPG beziehen, nur auf dieses
Verwaltungsverfahren.

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichti-
gung der

a) vom Land Hessen anerkannten Naturschutzvereinigungen
b) sowie der sonstigen Vereinigungen, soweit diese sich für den

Umweltschutz einsetzen und nach in anderen gesetzlichen
Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltan-
gelegenheiten vorgesehenen Verlahren anerkannt sind (Verei-
nigungen) von der Auslegung des geänderten Planes.

Auf $ 17a FStrG iV.m. 73 Abs. 4 Satz 5 HVwVIG wird hingewiesen
(s.o. Ziffer 1).

3. Rechtzeitig erhobene Einwendungen können in einem Erörterungs-
termin erörtert werden. Dieset kann durch eine Online-Konsultation
oder, mit Einverständnis der Beteiligten, durch eine Telefon- oder
Videokonferenz ersetzt werden (S 5 PlanSiG). Die Planfeststel-
lungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen
Einwendungen verzichten ($ 'l7a Nr. 2 FStrG). Findet ein Erörte-
rungstermin, eine Online-Konsultation oder eine Telefon- oder Vi-
deokonferenz statt, wird dies rechtzeitig ortsüblich bekannt gemacht
werden. Ferner werden diejenigen, die rechtzeitige Einwendungen
erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen die Vertre-
terin oder der Vertreter von dem Termin gesondert benachrichtigt.
Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so könhen sie
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die Vertretung
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Vollmacht ist durch
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen. Bei Ausbleiben einer oder
eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne sie bzw.
ihn verhandelt werden. Der Erörterungstermin, die Online-Konsul-
tation bzw. die Telefon- oder Videokonferenz sind nicht öffentlich.
Das Anhörungsverfahren ist mit AbschlUss des Erörterungstermins
beendet.

4. Kosten, die durch die Einsichtnahme in die geänderten Planunter-
lagen, die Erhebung einer Einwendung, die Teilnahme an einem
Erörterungstermin, einer Online-Konsultation oder eine Telefon- oder
Videokonferenz oder die Bestellung eines Vertreters entstehen, wer-
den nicht erstattet.

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststel-
lung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden in einem geson-
derten Verfahren behandelt.

6. Mit Beginn derVeröflentlichung des Plans im Verwaltungsportal des
Landes Hessen treten die Anbaubeschränkungen nach $ 9 FStrG
und die Veränderungssperre nach S 9a FStrG in Kraft. Darüber hin-
aus steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger der Straßenbaulast ein
Vorkaufsrecht an den vom Plan betrolfenen Flächen zu ($ 9a Abs.
6 FStrG).
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7 Aus dem Rathaus wird berichtet

g. über die Einwendungen und stellungnahmen gegen die geänder-

iäil- pän unt"ttagen wiio nach Abscil uss des Anhö ru ngsverfah-

iä'i" äüä ä-iä-Fianfestite[ungsbehörde (Hessisches Ministerium

iüifoittiän"tt, Energie, üärt<efir und wohnen) zusammen mit den

bereits im Rusgangsvärfahren erhobenen Einw-endungen Ynd3q-
;;b;ü;;t stälun-gn;h;;n entschieden' Die Zustelluns der Ent-

Eöfiäioung (ptanteötsiettungsbeschluss) an die Einwender kann

äi ttn oti"-niii"nä aehnntmäch u n g e rs-etil we rden' wenn lng!'l lSls
50 zustellrng"n uot.rnähmän sinä (S 74 Abs' 5 Satz 1 HVwVfG)'

f. iinwendungän, die aufgrund des Ursprungsverfahren erhoben wor-

ääü!ii,ä, ü"t"ri oer pra-niältsterrungsbenoloe.vof. sie sind weiterhin

ä;;ää6itäA verraÄiäni uno müssen nicht nochmals wiederholt

werden.
2ti xr"*tellung wird iedoch darauf hingewiesen' dass gegen die

iöpüingliähe planund giunosätzlich keiie Einwendungen mehr er-

io-üen nüeroen xonnei,"oä in diesem Fall das Anhörungsvertahren

üää-iit äog"t.hlossen iiiuno oie Einwendungsfristen abgelauten

"r'"Ä iÄ zg-eosatz + öati s Hv*vte1. lm jetzigen Verfahren sind

äälilib i"äiöliän Ein*"no,nsen gelen die vorsesehenen' aktu-

öäön plananäetrngen togtic'h, oie öicn aus den unterlagen des

geänderten Plans ergeben'

Äbweichend davon können sich lediglich.Personen' deren Betrof-

ä;äi';i;h" ;ü' Färsä äJi ol"sem värrah ren zugrundeliesenden

i'-fänänO"rungen eröt-mäis ärgibt, zur Planung insgesamt äußern

und Einwendungen erheben'

10. Es wird darauf hingewiesen, dass der Vorhabenlräger nach $,17'- Ä6.:äiöirG oie rraögiichieit hat, eine vorläufige Anordnung zu be-

äitiäään, 
-in 

oer vorüeieitende MaBnahmen oder Teilmaßnahmen

lutEäu'ooer zur Anderung festgesetzt werden'

11. Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO):

Aufgrund der seit dem 25' Mai 2018 anwendbaren DSGVO wird dar-

e,,f hinoewiesen. O"sä 
-iÄ 

Ä"imän-Oäi eeteitigung der Öllentlichkeit

t' ;.ö:il;6iäterrungsuerfahren die erhobenen Einwendunsen

unO Oärin mitgeteilten päsönenbezogenen Daten von der Planfest-

siäirungäb"ndrde ausicntießtich f ür däs Planfe_ststellungsverfahren

äi-näO"it,l"tpeicner[ unO värarbeitet we.rden' Die persönlichen Da-

ien *eio'"i uänötigt,uääitB;troftenheit befrrteilen zu können' Sie

werden so lange g".p;iöÄ"it, *ie dies unter Beachtungder ge€etzlF

chen Aufbewahrrngsititiän tüt die Auf-gabenerfüllung erforderlich ist'

Die Daten können an ään voinauenträ'ger und seine mitarbeitenden
gülo1-iä*i" andere Behörden zur Auöwertung der Einwendungen

i"äGtärrr.önanmen säwie-sachverhaltsauf klärung.weiterge.geben

*äioJ' rntä*eit handäli es sich um eine erforderliche und somit

iäärttääeig" veraroäitung allslYE einer rechtlichen Verptlichtung

ä"ä. Äü. 64u.. r säii r ö) osevo. Den Dateischutzbeauftragten

äi' l.i;;;is;;1,; i'/lin i J"iiüt Jtü r wi rtschaf t, En ers ie' Ve rkeh r u,nd

wJn.änäöi"n"n si" tioä, die oben genannten Adressdaten des

rtiinistäriums ooer päie-rvräil unter: da[ens.chutzbeauftragter@wirt-

;;iäi.G;;.ä"' wäil"t" rntoimationen tinden Sie unter: https://

wirtschaf t'hessen.de/Datenschutz

Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie'
Verkehr und Wohnen
vl 6-8-061-k-04#2.203
Aßrar' den 17'08'2022 

cn,i,ti"{3!ll,{fl,!"e;f;3i:.:P:äi

das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie' Verkehr und

üontiän-.ä*onl für dieses Anhörungsverfahrenals auch für die

ääüffijüüei oie zutassigkeit ci-es Vorhabens zuständig ist'

[n"i Oi" zufattigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbe-

Sprechzeiten der
Stadtverwaltung Aßlar

Aßlar, Mühlgrabenstr. 1, Tel' 06441 803'0
E-Mail: info@asslar.de
lnternetr www.asslar'deMontas 13;33_13;33 Uli
Dienstag 7:00 - 12:00 Uhr

13:30 - 16:00 Uhr

Mittwoch 3;33: 13;33 UilDonnerstag rä:äö _ i8,öo Unr

Freitaq 8:00 - 12:00 Uhr

Steueiamt der Stadt Aßlar
Abweichende SPrechzeiten
Montag bis Freitag 8:00 - 12:00 Uhr

Mo., Di., Do' nachmittags nach Vereinbarung

Termingebundene öff nungszeiten
Die Stadtvärwaltung Aßlar ist termingebunden ftlr den Publikumsverkehr

oeöffnet. Um die Stadtvet*äftung *äniend der Sprechzeiten persönlich

äützusucnen, sind folgende Schritte zu beachten:
i.'-l;i;iä;üh äin"i r"rttn mit der gewünschten Ansprechperson

oder unter 06441 803'0 vereinbaren,
2. Pünktlich zum Termin erscheinen,
ä. Ät ääiEitgätgstürwaiten und von der jeweiligen Ansprechperson

abholen lassen.
Dieses Vorqehen soll Menschenansammlungen ver-

[inOern und'für einen flüssigen Besuchsablauf sorgen'

Termine beim Einwohnermeldeamt können zudem De-

qüem ontine unter www.asslar.de (siehe QR-Code)
vereinbart werden.

Betriebshof

ffi
Aßlar. Berliner Str' 30, Tel. 06441 803'460
e-nnail: bauhol@asslar.de
il;rä;h üi spieinteiien telefonische weiterleitung zum wasser-

ünd Betriebshofnotdienst) 
7:00 - 10:00 Uhr

Montag bis Donnerstag 
10:30 _ 16:00 Uhr

Freitas 16t33: 18;33 Ull

Kontakt'und Beratungsstelle der Stadt Aßlar
Im alten Rathaus Aßlar' Hauptstr' 8, 35614 Aßlar

Tel.:06441 209882
E-Mail: info@kontakt'asslar.de
lnternet: www.kontakt'asslar.de
äiiü ffiutiüiä. s" di" Mitarbeiter.innen der Kontakt- und Beratungs-

Iteläät' äiä" riäg@n iu ni'ffi äään Auf gaben gebi.et von montags bis

fi:tf, :#;*,%iäiiT;',&",!l:",Hs'l'#?gt'E;ffi lifl '""lftälll
209882 oder 06441 803-269.
Die Kontakt- unO eeratu-n!-sstelle bleibt vom 22'08' bis 02'09'2022

geschlossen.

Stadtteilbüro Ziegelei
An der Ziegelei 11, (Kellerwohnung), 35614.Aßlar

Tel. 06441 2ogOzoz (während der sprecnzerten)
iäi'öä++t io-gaiz trti orinöänäen Fäll'en können Sie sich außerhalb der

säi"ät"it"n des Staotteäbtiros auch an die Kontakt- und Beratungs'

sülle der Stadt Aßlar wenden).
E-Mail : markus.lotz@ kontakt'asslar'oe
sprechzeiten: 

1b:oo bis 18:oo uhr
Montag:'
Donnerstag: 09:00 bis 12:00 Uhr

Termine bi[te im Vorfeld absprechen'
Das Stadtteilutiro zieöäiäi ür"iot vom 22'08' bis 02'09'2022
geschlossen.

Stadtbücherei Aßlar

';iää#üiiüfftl;iil]ilü;i' äf;ätt ffi
HilüösH:'"]:::*'QR-code: 1r 

tffiffi
üä"töi--ro0 - 12:00 uhr und 14:00 - 18:00 ul
Dienstag: 14:00 - 18:00 Uhr

üüffi;fri e:00 - 12:00 uhr und 14:00 - 18:00 uhr

Donnerstag: gesc-h!-o-s99n

E-ii""' " 9:o0 - 12:00 Uhr und 14:00 - 18:00 Uhr

tü'6iäo,oü"näiä nbrät u"iui vom 22'0s' bis o2'0e'2022 seschlos'
sen.


